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l. Einleitung 

Leitbilder dienen Organisationen als Instrumente der Kommunikation, 
der Orientierung und der Identitãtsfindung. Mogliche Adressaten von 
Leitbildern befinden sich innerhalb und ausserhalb der Organisationen. 
Im. Rahmen der Führungslehre von Betrieben entstanden, werden Leit­
bild-Prozesse vermehrt auch im politischen Bereich angewandt. Das 
,Leitbild Schule Aargau", das in den Jahren 1993 bis 1996 erarbeitet und 
verabschiedet wurde, steht als Beispiel eines solchen Prozesses. An ihm 
konnen die Moglichkeiten, die Chancen und Gefahren des Vorgehens 
thematisiert werden; auf eine Auseinandersetzung mit den lnhalten des 
Leitbildes soll h i er verzichtet werden. 2 

Der soziale Wandel notigt Organisationen aller Art grosse Anpassungs­
bereitschaft ab. Handlungsleitende Vorstellungen über Selbstverstãnd­
lichkeiten, Zusammenhãnge und Wirkungsweisen von Organisationen 
und ihrem gesellschaftlichen Umfeld werden immer weniger von Tradi­
tion(en) bestimmt. Gesellschaftliche und organisatorische Verãnderun­
gen bedingen Zielfindungsprozesse, neue Produktions- und Distributi­
onsablãufe, neue Verhaltensmuster der Beteiligten. Wandlungsnotwen­
digkeiten solcher Art konnen krisenhafte Wesenszüge erhalten, spãtes­
tens dann ist die Führung der Organisation aufgerufen, einen Marschhalt 

Leitbilder als Teil politischer Entscheidungsfingungsprozesse (am Beispiel des Leit­
bildes ,Schule Aargau"). 

2 lnhaltliche Beitrage zum Leitbild ,Schule Aargau" als Beschluss des Grossen Rates 
liegen vor, z.B. BAHR 1996 und HELLER 1997. 
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anzuordnen, um die Beteiligten im Rahmen einer Standort- und Zielbe­
stimmung für die weiteren Phasen zu rüsten.3 

In diesem Sinne sind Leitbilder Instrumente der Identifikation, der Ko­
hasion und der Rückgewinnung von Handlungsfahigkeit in eíner kom­
plizierter und unübersichtlicher werdenden Umwelt; sie stellen adaquate 
Losungsinstrumente dar, um Probleme zu artikulieren und zu lüsen, wel­
che die moderne Gesellschaft durch das Gewahren von Pluralitat und von 
individueller Verantwortung einer sinnvollen Gesamtentwicklung entge­
genstellt Damit sind Leitbilder Instrumente der gesellschaftlichen und 
organisatorischen Integration. 

2. Politische Leitbilder als Instrumente der Kooperation ... 

Ist eine Organisation politisch geführt und politisch legitimiert - sind im 
demokratischen Rechtsstaat Regierung und Parlament involviert -, so 
sin d Konsensbildungsprozesse bei schnellem W andel des sózialen U m­
feldes anspruchsvoll. Der klassische Leitbild-Prozess, der in der über­
schaubaren Kleinfirma das Zusammengehorigkeits- und Wir-Gefühl von 
der Chefin bis zum Auslaufer innert kurzer Zeit (wieder)herstellt, gerat 
unter den Verhaltnissen einer politischen Óffentlichkeit schnell in 
Schwierigkeiten, indem klassische Konsensfindungsverfahren der Politik 
- Anregung und Petition, Initiative, parlamentarische Instrumente, Ver­
nehmlassung - mit den neuen, professionell(er) geführten Verfahren in 
Konkurrenz treten, sich teilweise erganzen, moglicherweise aber auch 
behindern . 

. Trotz solcher Bedenken sind die Chancen eines politischen Leitbild-Pro­
zesses unter Einhaltung bestimmter Regeln realistischerweise im gleí­
chen Masse vorhanden, wie sie auch in betrieblichen Kulturen gegeben 

3 Die Literatur zur Leitbildmethode ist umfangreich, insbesondere zu den Fragen der 
Methodik un d Vorgehensweise; vgl. z. B. di e bei ABÃCHERLI l WYRSCH 1996 zitierte 
Literatur. Wissenschaftlich wenig aufgearbeitet sind Fragen der methodologischen, 
epistemologischen und begriffsgeschichtlichen Situierung und Fundierung der Leit­
bildmethode, z. B. der Bezug zur Paradigma-Theorie (Th. S. KUHN 1962), zur 
"lmagologie" der 50er und 60er Jahre oder zum vielbeachteten Werk von Bouldon 
1958. 
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sind; es ist in jedem Einzelfall abzuwagen, welche Chancen und Risiken 
ein Leitbild-Prozess beinhaltet. Festzuhalten ist, dass im politischen und 
vorpolitischen Bereich die beteiligten Akteure wie überall Menschen mit 
Orientierungsbedürfnissen und -schwierigkeiten sin d, di e in der Ausein- · 
andersetzung nicht nur ein Ringen um Macht sehen, sondern vor allem 
auch Verstandigungs- und Lernprozesse durchlaufen" Festzuhalten ist 
auch, dass gerade staatliche Fragen in aller Regel brisante gesellschaftli­
che Fra:gen sind, die durch Pluralisierung und Individualisierung beson­
ders herausfordern, und dass deshalb auch das staatliche Kommunika­
tionsrepertoire einer Modernisierung bedarf Wie im klassischen Leit­
bild-Prozess gilt es also auch bei der politischen Leitbild-Entwicklung, 
eine Rückbesinnung auf Kernfunktionen bewusst zu machen, mõgliche 
Widersprüche und Zielkonflikte zu erkennen und allfallige Regeln zu 
deren Bewaltigung zu formulieren, zu lernen und anzuwenden; im An­
schluss an solche Verstandigungs- und Aushandlungsprozesse sind dann 
meistens auch die gesetzlichen Grundlagen im Sinne der verstandigten 
Inhalte einer Revision zu unterziehen" 

Selbstverstandlich ist die Anwendung neuer Kommunikationsformen im 
staatlichen Bereich auch generell vor dem Hintergrund einer sich wan­
delnden und modernisierenden Staatlichkeit zu sehen. Insbesondere im 
Zusammenhang mit der Entwicklung hin zum "kooperativen Staat" 
(RITTER) sind akzeptanz- und orientierungstiftende staatliche Funktionen 
speziell gefragt, weil konstitutiv nicht mehr qua Macht sondern qua 
Überzeugung gesellschaftliche settings staatlich erreicht und garantiert 
werden sollen.4 Leitbild-Prozesse im õffentlichen Bereich entpuppen 
sich so als Teil des neuen Instrumentariums eines Staates, der Innovation 
moderiert und im Rahmen von Planung Entscheide aushandelt. Andere 
interaktiv-partizipative Planungsverfahren im Kanton Aargau der letzten 
Jahre stellen z.B. die ''Verhandlungen" um Standortdeponien oder die 

4 Die Literatur zum "kooperativen Staat" ist umfangreich, z.B. RITTER 1979 oder VOIGT 
1995. - Die Modernisierung von Staat1ichkeit wird - je nach soziologischem Para­
digma - unterschiedlich beschrieben; bei den systemtheoretischen Ansatzen liegt der 
Akzent auf dem Verlust der Steuerungsfahigkeit der Gesellschaft durch das po1itische 
System (z.B WILLKE 1992), bei den akteurstheoretischen - oder besser: interaktions­
theoretischen - die zunehmende Komp1exitat und Interdependenz von Interaktionen 
der verschiedenen Akteure (z.B. VOIGT 1996). 



" 86 Sebastian Brandli 

Regionalplanung im Raume Zofingen-Aarburg, die unter dem Namen 
synoikos figuriert, dar.5 

Das eigentlich innovative Element des aargauischen Leitbild-Prozesses 
im Bildungsbereich dürfte die hergestellte Verbindung zwischen dem für 
sich bereits innovativen Planungsrecht des Parlamentes mit einem weite­
ren, weiter ausgreifenden partizipativen Verhandlungsverfahren darstel­
len. Die so praktizierte Verhandlungsdemokratie - die sich sonst durch 
V ernehmlassungen un d an dere vorparlamentarische V erfahren6 oft in di e 
Spharen der Verbande und pressure groups verliert - konnte in diesem 
Fali durch ein breit abgestütztes Vorverfahren, kombiniert mit einer 
breiten Vernehmlassung, der Gefahr der Vereinnahmung durch An­
spruchgruppen moglicherweise entrinnen. 

3. . .. und der politischen Planung 

Im Regierungsprogramm 1993-97 stellte der aargauische Regierungsrat 
die Erarbeitung eines Leitbildes .,Bildungspolitik l Schule Aargau" in 
Aussicht (in der Rubrik "V erzeichnis de r wichtigsten V orlagen an de n 
Grossen Rat"). Mit dieser Ankündigung im Regierungsprogramm waren 
die wichtigsten Eckpunkte eines schulpolitischen Leitbildes bereits fest­
gelegt: Es sollte ein "Leitbild" werden, also Elemente eines prozessori­
entierten, partizipativen Vorgehens enthalten, und das Geschaft war als 
"wichtige Vorlage an den Grossen Rat~~ konzipiert. In der genannten Ru­
brik kündigt der Regierungsrat hauptsãchlich Vorlagen für eigentliche 
Ãnderungen gesetzlicher Grundlagen wie Gesetze oder Dekrete an. Unter 
den übrigen Geschaften figurierten 1993 weitere "Leitbilder" wie ein 
Kulturleitbild, ein Leitbild für kantonale Jugendpolitik und ein Spitex-

5 Partizipative Standortplanung im Zusammenhang mit der Festlegung von Deponie­
standorten ("Deponie-Demokratie"), wissenschaftliche Begleitung durch Ortwin 
RENN, vgl. RENN 1998; Regionalplanung synoikos ("Stadt an der Wigger"), wissen­
schaftliche Begleitung durch Peter BACCINI, vgl. BACCINI 1998. 

6 Zur Problematik der "vorparlamentarischen" Verfahren bereits Neidhart 1970 und 
LINDER 1979. 
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Leitbild; weitere Geschafte waren mit Konzeption, Gesamtkonzeption 
oder Bericht bezeichnetJ 

Im politischen Kontext erhalten Leitbilder oft Funktionen, die dem klas­
sischen Leitbild-Verfahren fremd sind. So suggeriert bereits di e Klassie­
rung eines schulpolitischen Leitbildes als Vorlage zuhanden des Grossen 
Rates, dass nicht nur generelle Oríentierungs- und Identifikationsleistun­
gen, sondern auch die Erarbeitung von Prãmissen für die Gesetzgebung 
sowie mõglicherweise "harter" Plandaten Teil des Leitbild-Prozesses sein 
kõnnen. Die Abgrenzung von Leitbildern im engeren Sinne und "vor­
gesetzlichen" grundlegenden Dokumenten wird durch eine solche Ver­
mengung schwierig, kann aber von den zustandigen Gremien gewünscht 
werden un d i m Einzelfall auch nützliche · Dienste leisten, dies insbeson­
dere dan n, wenn Neuorientierungen arbeitsintensi v sin d un d durch klare 
(politische) Vorentscheide zusatzlich legitimiert U I?-d unterstützt werden 
kõnnen. 

Die aargauische Kantonsverfassung von 1980 kennt eine ausdrückliche 
Planungskompetenz des Grossen Rates, indem § 79 Abs. l bestimmt: 
"Der Grosse Rat befindet über die grundlegenden Plane der staatlichen 
Tatigkeiten, insbesondere die Richtlinien der Staatspolitik mit dem Fi­
nanzplan und die Gesamtplãne zur Raumordnung. Er kann Ãnderungen 
verlangen." Dieses Recht des Parlamentes stellt i m gesamtschweizeri­
schen Rahmen eine Innovation dar, die noch mit wenig Praxis und Tra­
dition belegt ist. Zwar sind Instrumente wie Regierungsprogramm, Fi­
nanzplan oder auch die Raum- und Richtplanung in Bund und Kantonen 
teils schon bewahrte politische Planverfahren, die den Parlamenten un­
terschiedliche Rechte einraumen, eine generelle und thematisch offene 
Plankompetenz eines Parlamentes als staatsleitende Funktion ist in der 
Schweiz aber noch ohne gefestigte Praxis. Die dadurch entstehende the­
matische Offenheit macht es mõglich, die Leitbild-Arbeit und politische 

7 Regierungsprogramm 1993, S. 65f. Insgesamt wurden 56 Vorlagen aufgeführt, wovon 
45 direkt Gesetze oder Dekrete betrafen. Neben den genannten Leitbildern gehõrten 
zu den übrigen Geschaften: Gesamtkonzept Strafanstalt und Bezirksgefangnisse; Ge­
samtkonzeption Lehrerbildung; Bericht zur Privatisierung von Staatsaufgaben; 
Schulplanung für Berufe im Gesundheitswesen; Spitalkonzeption; Raumordnungs­
konzept; Richtplan. 
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Planung im engeren Sinne in einem gemischten Verfahren zu realisieren 
un d in einem entsprechenden Dokument darzustellen. 8 

Eine solche Mischung ist Chance und Gefahr in einem: Chance, weil die 
offenen Leitbild-Prozesse für die kreative Findung der Planungsvorgaben 
nützlich sind, Gefahr, weil die Offenheit des Leitbild-Prozesses durch die 
Notwendigkeit, zu einer Vorentschei9ung (Entscheide für Planungsvor­
gaben) zu gelangen, eingeschrankt und belastet werden kann. 

4. Breites Spektrum mõglicher Verfahren 

Wahrend der Vorarbeiten zum Projekt ''Leitbild Schule Aargau" wurden 
zwei grundsatzliche Vorgehensalternativen entwickelt. Eine erste hatte 
darin bestanden, im Rahmen einer Expertenarbeit, unter Beizug weniger 
ausgewahlter Fachleute und Führungspersonen, einen mutmasslich kon­
sensfahigen Entwurf zu erarbeiten, der nachher in eine mehr oder minder 
~mfangreiche- Vernehmlassung hatte geschickt werden kõnnen. Innert 
nützlicher Frist ware so ein konzises, durch die Vernehmlassung mõgli­
cherweise gestahltes Papier entstanden, das wahrend seiner Entstehung 
allerdings nur wenigen Beteiligten Lernprozesse ermoglicht hatte. Die 
Verabschiedung eines so entstandenen Leitbildes durch Regierung und 
Parlament hatte der politischen Ebene wegen fehlender vorgangiger õf­
fentlicher Diskussion eine arbitrare Position eingeraumt. Mit der Beto­
nung der Machtfülle des Parlamentes waren wiederum unerwünschte 
Effekte auf die Motivation der Beteiligten und auf die Akzeptanz des 
Schlussdokumentes verbunden gewesen. Deshalb wurde ein anderes, 
aufwendigeres Verfahren gewahlt. Hauptcharakteristika dieses Verfah­
rens waren eine breit angelegte Erarbeitung mit vielfaltigen Diskussions­
und Einbindungsmõglichkeiten von Behõrden, · Mitgliedern von Verban­
den und Vertretern von politischen Parteien, ein umfangreiches Ver-

8 Das Leitbild ,Schule Aargau" war auch als Antwort auf ein Postulat der Geschafts­
prüfungskommission (GPK) konzipiert, das unter dem Titel "Neue Bildungspolitik" 
verlangte, dem Grossen Rat einen "Bericht über die hauptsachlichsten Ziele ( ... ) der 
staatlichen Erziehungs- und Bildungspolitik zu unterbreiten", um damit zu sorgen, 
dass das Parlament über "samtliche P!ane ( ... ) des ED befinden kann"; als Begrün­
dung verwies die GPK auf die erwahnte Planungskompetenz des Grossen Rates. 
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nehmlassungsverfahren, eine umfassende Auseinandersetzung über die 
Inhalte in Erziehungs- und Regierungsrat, eine permanente intensive 
Óffentlichkeitsarbeit wãhrend des Erarbeitungsprozesses sowie die Be­
handlung des Schlusspapiers als Antrag des Regierungsrates im Grossen 
Rat und die Verabschiedung als Planungspapier gemãss Kantonsverfas­
sung.9 

5. Aufwendige Vorarbeiten und breite Vernehmlassung 

Betrachtet man die Beschranktheit der Ressourcen, sowohl in zeitlicher 
als auch personeller und finanzieller Hinsicht, so erscheint das gewãhlte 
Verfahren als ãusserst ambitios. Vor allem der Einbezug von moglichst 
viel politisch und fachlich Betroffenen im Vorfeld der Arbeiten sowie 
der Versuch, den ganzen Prozess auch unter dem Aspekt der Óffentlich­
keitsarbeit aktiv zu gestalten, bargen die Gefahr, das Fuder zu überladen: 
es mussten sehr viele Schnittstellen berücksichtigt werden, notwendige 
Abgrenzungen hatten politisch legitimiert zu werden und konnten nicht 
einfach technisch begründet werden. Auch lud das Fenster zur Óffent­
Iichkeit Gegnerinnen und Gegner von Verfahren und Inhalten bereits 
frühzeitig ein, ebenfalls in aller Óffentlichkeit Vorstüsse zu lancieren, 
Gedanken zu ãussern, Positionen zu besetzen oder gar Parallelprojekte 
auf die Beine zu stellen. 

Die zentrale Führungsrolle wãhrend des ganzen Prozesses lag beim Er­
ziehungsdirektor, politisch und verfahrensmãssig unterstützt durch die 
oberste aargauische Erziehungsbehorde, den Erziehungsrat lO Die inhalt­
liche Aufbereitung der ersten Fassung wurde durch Fachkommissionen 

9 Das Geschaftsverkehrsgesetz (GVG) kennt in § 54 den Gesamtbericht, der in einer 
Beziehung zum parlamentarischen Planungsrecht gemass § 79 KV steht. Die Frage, 
ob das Leitbild ein Planungsdokument gemass § 79 KV oder ein Gesamtbericht ge­
mass § 54 GVG darstellt, war immer umstritten, wurde zum Schluss vom Grossen Rat 
aber zu Gunsten der ersteren Interpretaüon entschieden. V gl. auch EICHENBERGER 

1986. 

l O Der aargauische Erziehungsrat ist verfassungsmassig verankert als beratendes Gre­
mium von Regierungsrat und Erziehungsdepartement. Unter dem Vorsitz des Erzie­
hungsdirektors beraten zehn vom Grossen Rat gewahlte Mitglieder (vier davon auf 
Vorschlag der Lehrerschaft) wichtige Vorlagen des Bildungswesens. 
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geleistet, in denen neben Mitgliedern des Erziehungsrates und Mitarbei­
terinnen und Mitarbeitern des Erziehungsdepartementes auch Vertreter 

. von Parte i en und Verbanden Einsitz nahme'n. Insgesamt arbeiteten wah­
rend der ersten Phase über 50 Personen am Leitbild-Prozess mit. Ein 
Projektbeauftragter redigierte - flUSgehend von den vom Erziehungsrat 
bereits diskutierten und erwahrten Schlussberichten der einzelnen Fach­
kommissionen - den Text für eine erste Fassung, die in zwei Lesungen 
vom Erziehungsrat beraten und zu Handen des Regierungsrates verab­
schiedet wurden. Der Regierungsrat seinerseits setzte sich mit dieser 
ersten Fassung intensiv auseinander und gab sie frei zu Handen einer 
Vernehmlassung durch das Erziehungsdepartement. 

Die Vernehmlassung wurde im Juni 1994 zur offiziellen Vernehmlassung 
an knapp hundert Organisationen geschickt. In der freien Vernehmlas­
sung konnte sich jedermann zu Wort melden; das Dokument ~ar allge­
mein zuganglich. Bis Ende Oktober gingen 385 Stellungnahmen ein, die 
in einem komplizierten Verfahren zu zãhlbaren Aussagen verarbeitet 
wurden (inhaltsanalytisches Vorgehen). Gleichzeitig erfolgte eine quali­
tative Auswertung, die die Autorschaft der Aussagen im Einzelnen fest­
hielt und Gewichtungen ermoglichte (ABÃCHERLI/WYRSCH 1996, 263). 
Ausgehend von diesen Resultaten erfolgte durch den Erzíehungsdirektor, 
unterstützt durch die Abteilungen des Departements und durch den Er­
ziehungsrat, eine Revision der ersten Fassung. Diese zweite Erarbei­
tungsphase erfolgte in diesem Sinne departementsintern- unter Einbezug 
des Erziehungsrates. Hauptanliegen der Überarbeitung war, umstrittene 
Aussagen zu klaren, Prãzisionen und Korrekturen vorzunehmen, über­
haupt dem Ganzen eine lesbarere Sprache zu geben. Dabei konnte vom 
Umstand profitiert werden, dass die Auseinandersetzung mit der ersten 
Fassung bei allen Beteiligten Lernprozesse ausgelüst hatte. Auch wurde 
angestrebt, eine scharfere Trennung zwischen strategischen Zielen 
(Leitsatze) und operativen Massnahmen zu erreichen. Als Resultat 
konnte - wieder über den Erziehungsrat - dem Regierungsrat eine zweite 
Fassung vorgelegt werden, welche der Regierungsrat - erneut nach in­
tensiven Diskussionen - im Dezember 1995 verabschiedete und dem 
Grossen Rat mit dem Antrag auf zustimmende Kenntnisnahme der Leit­
satze zuleitete. 
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6. Vorberatung in der parlamentarischen Kommission 

Zur Beratung des Leitbildes setzte der Grosse Rat eine nichtstandige 
Spezialkommission mit 17 Mitgliedem ein. Die Kommission tat sich mit 
der Fülle von Informationen und der Komplexitat der Materie schwer. 
Insbesondere barg die von der Regierung angestrebte Trennung von 
strategischen und operativen Aussagen für einige Kommissionsmitglie­
der die Gefahr, dass eine abgekoppelte operative Sphare der Regierung 
dann doch die Moglichkeit gabe, ohne Rücksicht auf strategische Aussà­
gen, Projekte und Entwicklungen in Angriff zu nehmen und zum Ab­
schluss zu bringen. Ein Rückweisungsantrag - bereits in der ersten 
.Kommissionssitzung gestellt - fand aus diesem Grunde zunachst eine 
knappe MehrheiL Trotz dieses Vorentscheides war die Kommission 
gewillt, die Arbeit einer Detailberatung zu leisten. Teil der Detailbera­
tung war die Durchführung von Hearings mit Expertinnen und Experten: 
mit Vertretern der Wissenschaft, ausserkantonaler Bildungsverwaltungen 
und internationaler Experten.ll 

Die Hearings trugen zur Klarung der Positionen und zur Konsensfindung 
bei. Es wurde erkannt, dass die anvisierten Ziele und die Aussagen zur 
Entwicklung von Schule und Gesell~chaft sowie auch die verwendeten 
Begriffe dem Standard der Fachdiskussion entsprachen. Auch wurde 
kiar, dass partéipolitische Standpunkte wenig zur Klarung beitrugen, dass 
vielmehr eine Überkreuzung parteipolitischer Positionen beim Verglei­
chen kantonaler Konstellationen festgestellt werden konnte. Die Kom­
mission fand unter diesem Eindruck wieder starker zu Gemeinsamkeiten 
zusammen, sodass die Leitsatze- teilweise korrigiert, teilweise erganzt­
als Antrag an das Plenum des Grossen Rates verabschiedet werden 
konnten. In seiner Stellungnahme zu den geanderten Antragen stellte der 
Regierungsrat fest, dass keine grundsatzlichen Meinungsverschiedenhei-

li An den Hearings nahmen teil: Stewart Deuchar, Campaign for Real Education GB; 
Prof. Dr. Rolf Dubs, Universitat St. Gallen; Christine Kübler, Prasidentin PK EDK; 
René Lichtsteiner, Personalchef ABB Schweiz; Andreas Marti, Generalsekretar ED 
Bern; Lilli Mülherr, Padagogin/ Expertin Gesundheitsbereich; Prof. Dr. Fritz Oser, 
Universitat Freiburg i.Ü.; Thomas Stõckli, Gartnermeister/Yertreter Aargauischer 
Gewerbeverband; Dr. Siegfried Uhl, Universitat Konstanz; Prof. Dr. Heinrich Ur­
sprung, Staatssekretar; Dr. Hans-Peter Zehnder, Prasident Aargauische Industrie- und 
Handelskammer. 
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ten mit dem Kommissionsergebnis bestünden. So konnten Kommission 
und Regierung gemeinsam in die Arena des Plenums steigen. 12 

7 e Inhalt de r Leitsãtze 

Es ist hier nicht der Ort. den Inhalt der von der Kommission erarbeiteten 
Schlussfassung der Leitsatze umfanglich darzustellen. Im Zusammen­
hang mit der methodischen Problematik politíscher Leitbi]der ist aber 
interessant, welche Leitbild-Anliegen sich beim Leitbild Schule Aargau 
zum Ende behaupteten. Insbesondere interessiert die Frage, in welchem 
Verhaltnis im konkreten Fall eines funktionell gemischten politischen 
Leitbildes (Leitbild im engeren Sinne und staatsleitendes Dokument ge­
mass Kantonsverfassung) die beiden Grundanliegen zueinander standen: 
Behielten die im Leitbild-Prozess gemeinsam erarbeiteten Orientierungs­
leitlinien einer modernen Schule die Oberhand? Oder bevorzugte der 
Gesetzgeber im politischen Prozess die Formulierung konkreter Pla­
nungsvorgaben? 

Generell kann beobachtet werden, dass die grossratliche Kommission an 
der regierungsratlichen Gewichtung im erwahnten Spannungsverhaltnis 
keine Ãnderung vornahm: die Leitsâtze blieben auch in der Kommissi­
onsfassung eine Mischung von allgemeinen Aussagen zu den Bedi_ngun­
gen und Zielen der Schule einerseits, klaren Planungsvorgaben anderer­
seits. Selbstverstandlich nahm die Kommission Ãnderungen vor- auf di e 

12 Die noch bestehenden Meinungsverschiedenheiten innerhalb der Kommission waren 
nicht primar inhaltlicher sondern eher formeller - methodischer - Natur. Die Kom­
mission hatte sich darauf geeinigt, sich vor allem auf die Leitsatze der regierungsratli-

, chen Yorlage zu konzentrieren und zum umfangreichen Massnahmenanhang keine 
Aussagen zu machen; dafür wurden den einzelnen Leitsatzen unter dem Titel "Was 
wir wollen" bzw. "Was wir niéht wollen" Bemerkungen beigefügt, die nicht Bestand­
teil der Leitsatze, wohl aber das Resultat der Kommissionsberatungen waren. Eine 
Minderheit der Kommission weigerte sich, die von ihrem formalen Charakter her un­
bestimmten Zusatzbemerkungen dem Dokument beizufügen. Diese Position wurde 
spater auch im Plenum vertreten. wurde aber überstimmt. Deshalb stimmte die Min­
derheit in der Schlussdiskussion trotz weit gehender inhaltlicher Zustimmung zu den 
Leitsatzen gegen das Leitbild. 
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hier nicht speziell eingegangen werden soll -; am methodischen Grund­
charakter der Leitsatze wurde aber nichts verãnderL 

Obwohl die Frage der Beziehung Leitbild-Planpapier in der Kommission 
nicht explizit diskutiert wurde, erwies sich dieses "geschaftsinteme" 
Spannungsverhaltnis immer wieder als Stolperstein. So hangt mit dieser 
Arilage die Auseinandersetzung um den Anhang des regierungsratlichen 
Antrags zusammen. Diesbezüglich nahm die Kommission denn auch eine 
methodisch wichtige Uminterpretation vor, die zu einer Ãnderung im 
konkreten Antrag ans Plenum des Grossen Rates führte: Der Regierungs­
rat hatte Zustimmung zu den Leitsãtzen und Kenntnisnahme von den im 
Anhang aufgeführten konkreten Massnahmen beantragt; die Kommission 
verzichtete auf Aussagen zum Anhang und strich dementsprechend den 
Antrag auf Kenntnisnahme. Gerade in dieser formalen Angelegenheit 
zeigte sich, dass die Kommission gewillt war, ins Spannungsverhãltnis 
zwischen Leitbild und Planpapier einzugreifen - dies aber nicht auf der 
Ebene der Leitsatze. 

Konkret enthalt das von der Kommission- und mit wenigen geringfügi­
gen Ãriderungen vom Grossen Rat- verabschiedete Leitbild zwolf Leit­
sãtze nebst einer Umschreibung des generellen Bildungsauftrages. Zum 
engeren Bestand von Leitbild-Inhalten, die nicht nach einzelnen Mass­
nahmen rufen, sondern generelle Beachtung bei Gesetzgebung und Ge­
setzesvollzug fordern, durfen die Leitsatze l und 2 mit den Zielsetzungen 
lebenslanges Lernen und ganzheitliche Forderung gerechnet werden. Die 
übrigen Leitsatze beinhalten alle eine Mischung von genéreller Zielset­
zung und Planungsvorgabe(n). So insbesondere die Leitsatze zur indivi­
duellen Forderung, zur Schülerbeurteilung, zu den Schulstrukturen und 
zur Schuldauer, zur Schulorganisation und zur Bildung von überkommu­
nalen Schulzentren auf der Sekundarstufe I. Abgeschlossen wird der 
Reigen durch Leitsatze zu einzelnen Bereichen (Qualitãtssicherung, Be­
rufsbildung, Lehrerbildung). 
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8. Der Prozess im Plenum des Parlamentes 

Im Vorfeld der Grossratsdebatte, die an zwei aufeinander folgenden 
Dienstagen im Oktober 1996 stattfand, dominierten die harten Planungs­
elemente zusehends die Diskussiono Nachdem wahrend der ganzen 
Erarbeitungszeit grundsatzliche Themen wie Leistung in der Schule, 
Gewichtung von Sach-, Sozial- und Selbstkompetenz oder Definition von 
Allgemeinbildung am meisten Diskussionsstoff lieferten, verengte sich 
der Dialog auf das wohl wichtigste - weil einschneidenste - Planungs­
element: auf die Verkürzung der Schuldauer bis zur Maturitat. Der regie­
rungsratliche Antrag hatte in dieser Frage eine gewisse Offenheit be­
wahrt und schlug, zwecks Verkürzung, die Diskussion zweier Varianten 
v o r. Di e Variante 8 + 4 hatte dabei di e Sekundarstufe I, di e V ariante 9 + 
3 die Sekundarstufe li um ein Jahr verkürzt. Im Ringen um einen Ent- . 
scheid einigte sich die grossratliche Kommission in ihrer Beratung dann 
mehrheitlich auf die Festlegung der Planungsvorgabe einer Verkürzung 
sowie eines vierjahrigen gymnasialen Lehrganges, ohne die dadurch ent­
stehenden Fragen auf der Sekundarstufe I der Volksschule zu klaren. 

Dieser im Rahmen einer politischen Planung gangbare Weg, ein strategi­
sches Ziel festzulegen und dabei entstehende offene Fragen durch 
Prüfauftrage abzudecken, liess die mutmasslich besonders betroffenen 
Lehrerkategorien und ihre Verbande ein wahres Trommelfeuer publizi­
stischer Art erõffnen. Die grossratliche Debatte wurde durch diese Agi­
tation stark beeinflusst. Schon das Eintreten konzentrierte sich fast aus­
schliesslich auf die kardinale Planungsvorgabe. Die eigentlichen Leit­
bild-Punkte gerieten dadurch in den Hintergrund und passierten damit -
nicht gerade diskussionslos, aber eindeutig mit weniger parlamentari­
scher Beachtung - die Detailberatung und die Schlussabstimmung. Die 
Verkürzungsfrage wurde im Sinne von Kommission und Regierung ver­
abschiedet, womit eine wichtige Planungsvorgabe formuliert und veran­
kert werden konnte. Gerade in diesem Punkt zeigen sich exemplarisch 
die Grenzen, die einer Mischform Leitbild-Planungspapier: das Leitbild 
betont den partizipativen Charakter; mittels des Planungspapiers spricht 
das Parlament in Ausübung seiner verfassungsmassigen Kompetenz ein 
Machtwort. 
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9. Fazit 

Leitbild-Prozesse dienen der Orientierung und der KHirung. In diesem 
Sinne haben die drei Jahre intensiver Arbeit am Leitbild ,Schule Aar­
gau" wertvolle. Funktionen erfüllt Alle Beteiligten haben sich einer in­
tensiven bildungspolitischen Diskussion gestellt, dies unter weit gehen­
dem Einbezug einer breiten Óffentlichkeit. Auch die politisch legitimier­
ten Gremien wie Erziehungsrat, Regierungsrat und Grosser Rat wurden 
durch das Verfahren bis an die Grenze ihrer Belastbarkeit mit Bildungs­
politik konfrontiert; Bildungspolitik erhielt durch das Verfahren einen 
hohen Stellenwert. 

Es Hisst sich fragen, ob diese positiven Resultate nicht auch anders hatten 
erreicht werden kõnnen. Als direkt greifbares Resultat des Verfahrens lag 
Ende 1996 namlich lediglich ein vom Grossen Rat zum Beschluss erho­
benes Planungspapier gemass Kantonsverfassung vor, das das Parlament 
selber, den Regierungsrat und die Verwaltung gegenüber den Inhalten in 
die Pflicht nehmen sollte; darin eingeschlossen waren allerdings einzelne 
"harte" Planungsfestlegungen. Konkrete Gesetzgebungsarbeiten hatten zu 
folgen. 13 - Angesichts dieses Ergebnisses fallen Kosten-/Nutzenüberle­
gungen vielleicht nicht ganz so positiv aus. Bei allem Erreichten, z. B. in 
der Verkürzungsfrage, in der Frage der Neustrukturierung des Schulwe­
sens, in der Frage der Schulorganisation und der Qualitatssicherung, 
muss di e Frage gestellt werden, o b nicht ei n einfacheres Leitbild-Ver­
fahren ahnliche Prozesse ausgelüst hatte, oder ob nicht eine direkte Vor­
lage für eine Gesetzesrevision ahnliche Prozesse, aber auch greifbarere 
Resultate, gezeitigt hatte. Für einzelne offene Punkte ist diese Frage mit 
Sicherheit mit j a zu beantworten, für andere weniger. 

Den wichtigsten Pluspunkt des gewahlten Verfahrens hatte ein anderes 
Vorgehen aber mit Sicherheit nicht erbracht. Das Leitbild, als Plattform 
für bildungspolitische Auseinandersetzungen, hat Bildungspolitik für die 

13 lm Nachgang zum Leitbild-Beschluss des Grossen Rates wurden die konkrete Gesetz­
gebungsrevision unverzüglich eingeleitet, sodass bereits im September 1997 eine 
erste Teilrevision des Schulgesetzes die Hürde der Volksabstimmung nahm (5-Tage­
Woche. besondere Schulung, Sonderformen des 9. Schuljahres); die Yernehmlassung 
zu einer 2. Teilrevision, die die Bildung von (überkommunalen) Oberstufenzentren 
anstrebt, wurde im Herbst 1998 abgeschlossen. 
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Laufzeit des Prozesses ins Zentrum des offentlichen Interesses gerückt, 
Lernprozesse in den Kopfen ausgelüst sowie neue Gedanken und Zu­
sammenhange innoviert, die im Rahmen eines üblichen Gesetzgebungs­
verfahrens so nicht moglich gewesen waren, da in diesem Falle die be­
teiligten Akteure sehr schnell zu programmatischen Positionen hatten 
gelangen müsseno Überspitzt kann man sagen, dass paragrafenweises 
Vorgehen für integrierte Gesamtlüsungen eher ungeeignet ist; Leitbilder 
mit ihrer offenen Form mogen · weniger strukturieren, lassen â.ber Denk­
prozesse offener und breiter zu; sie fordern den diskursiven Charakter 
moderner gesellschaftlicher Auseinandersetzungen und lassen mehr Be­
teiligte und Anspruchsgruppen in konstruktiver Weise an der Gestaltung 
von Politik partizipieren. 

In diesem Sinne beinhaltet die Methode politische Leitbilder eine wich­
tige Erweiterung und Modernisierung des staatlichen Methodenreper­
toires. Politische Leitbilder betonen die Zusammenarbeit der Anspruch­
gtuppen in einem Politikbereich - unter der Federführung des "koope­
rativen Staates"o Die Methodenbereicherung dürfte deshalb in der gesell­
schaftlichen Auseinandersetzung - gezielt - weiterhin zur Anwendung 
kommen. 14 
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